
Sehr geehrte Damen und Herren,

zu der hier näher bezeichneten Sitzung lade ich Sie herzlich ein.

Die Tagesordnung ist beigefügt.

Hennef, 09.05.2012

Mit freundlichen Grüßen

Klaus Pipke
Bürgermeister
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Beschlussvorlage

Amt: Ordnungsverwaltung und Bürgerzentrum TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2012/2714 Anlage Nr.: ______

Datum: 07.05.2012

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Haupt-, Finanz- und
Beschwerdeausschuss

21.05.2012 öffentlich

Rat 02.07.2012 öffentlich

Tagesordnung

Einführung eines Konzeptes zur Förderung des ehrenamtlichen Engagements bei der
Freiwilligen Feuerwehr Hennef.

Beschlussvorschlag

Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss empfiehlt dem Rat der Stadt Hennef (Sieg)
folgenden Beschluss zu fassen: „Der Rat der Stadt Hennef beschließt die Einführung des als
Anlage beigefügten Konzeptes zur Förderung des ehrenamtlichen Engagements bei der
Freiwilligen Feuerwehr Hennef“.

Begründung

Die Förderung des Ehrenamtes bei der Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Hennef ist für die
langfristige Sicherstellung des Feuerschutzes von elementarer Bedeutung. Mit der Einführung
des Konzeptes beabsichtigt die Stadt Hennef Anreize zur dauerhaften Mitgliedschaft in der
Freiwilligen Feuerwehr zu schaffen. Hierdurch sollen die Sicherung und Stärkung der
Einsatzbereitschaft und Leistungsfähigkeit der Freiwilligen Feuerwehr Hennef und somit der
Erhalt der Ehrenamtlichkeit bewirkt werden.

Als strategische Ziele, die durch die Einführung des Prämiensystems  erreicht werden sollen,
werden folgende Punkte festgesetzt:

- Steigerung der Beteiligungsraten am Einsatz- und Übungsdienst,
- Erhalt der Atemschutztauglichkeit,
- Anerkennung des ehrenamtlichen Engagements unter Berücksichtigung der

Leistungsparameter: Einsatzbereitschaft und Arbeitskraft ohne Gegenleistung,
Gesundheitliche Risiken durch Feuerwehrtätigkeit, Reduzierung von Privat- und
Familienfreizeit, zeitintensive Übungstätigkeit,

- Dauerhafter Motivationserhalt zum Dienst in der Feuerwehr trotz wechselnder Lebens- und
Interessenschwerpunkte,

- Dauerhafter Erhalt einer gemischten Alters- und Erfahrungsstruktur.



Verwaltung und Wehrleitung sind sich einig, dass diese Zuwendung jedoch nicht wie in einigen
Kommunen praktiziert als so genannte „Feuerwehrrente“ sondern als jährliche Sofortzahlung
erfolgen soll. In der Stadt Sankt Augustin (bezogen auf die Mitgliederanzahl und Struktur sind
die Feuerwehren Sankt Augustin und Hennef vergleichbar) wurde im Jahr 2009 durch den Rat
die Einführung einer so genannten Feuerwehrrente beschlossen. Hier zahlt die Stadt jährlich
Beiträge in eine Versicherung ein, aus der die aktiven Mitglieder der Feuerwehr bei
Renteneintritt unter bestimmten Voraussetzungen eine zusätzliche Rentenleistung (von ca. 100
€/Monat) erhalten. Hierzu sind im Haushalt der Stadt Sankt Augustin derzeit Mittel in Höhe von
72.000 Euro eingeplant.

In Hennef soll ein zweisäuliges Prämienmodell bestehend aus einer „Aufwandsentschädigung“
und einer „Anerkennungsprämie“ eingeführt werden.

Durch die Säule „Aufwandsentschädigung“ soll die Teilnahme an Einsätzen honoriert und die
persönliche Motivation für eine Atemschutztauglichkeit zu sorgen gesteigert werden.

Durch die Säule „Anerkennungsprämie“ soll die Motivation sich zeitnah vollständig ausbilden zu
lassen und regelmäßig an Übungen- und Fortbildungen teilzunehmen gesteigert werden.

Zur Kostenabschätzung wurde basierend auf den Ist-Zahlen der vergangenen fünf Jahre eine
Kalkulation durchgeführt. Der Finanzbedarf liegt bei diesem System bei rund 40.000 Euro pro
Jahr.

Hennef, den 07.05.2012

Klaus Pipke
Bürgermeister

Anlagen



Konzept
zur Förderung des ehrenamtlichen Engagements

bei der Freiwilligen Feuerwehr Hennef

Eine Arbeitsgruppe, bestehend aus den Einheitsführen der fünf Einheiten der Feuerwehr
Hennef sowie der Wehrleitung, hat folgendes Konzept zur Förderung des ehrenamtlichen
Engagements entwickelt, dass in einzelnen Detailfragen, insbesondere bezogen auf die
Aufteilung der Beträge und die zu erfüllenden Voraussetzungen, noch angeglichen werden
wird.

Grundvoraussetzungen 1

Mindestens 1 Jahr aktive Mitgliedschaft in der einer der Einsatzabteilungen der Feuerwehr
Hennef (JF zählt nicht) und erfolgreich abgeschlossene Grundausbildung (Module 1-4).

Aufwandsentschädigung Anerkennungsprämie

Für jeden Einsatz erhält der FM (SB), der zu
einem Einsatz alarmiert wurde und am
Gerätehaus erschienen ist einen Betrag in
Höhe von 1,50 €.

Bei Atemschutztauglichkeit (gültige G 26.3
Untersuchung mit erfolgreich absolvierter
Übung auf der Atemschutzübungsstrecke
und abgelegter Einsatzübung) erhält dieser
FM (SB) einen Zuschlag in Höhe von 1,00 €.

Das Geld wird jährlich ausgezahlt (Stichtag
31.12.). Für Einsätze der bei der Stadt
Hennef beschäftigten FM (SB), die während
deren Arbeitszeit erfolgen erfolgt keine
Auszahlung.

Grundvoraussetzungen 2

- Über die Grundvoraussetzungen 1 hinaus
vier Jahre Mitgliedschaft in einer der
Einsatzabteilungen der Feuerwehr
Hennef.

- Erfolgreiche Absolvierung von mindestens
2 der folgende Lehrgängen: AGT,
Hochwasserschutz, Motorsägenführer.
DL-Maschinist, ........

- Erfolgreiche Absolvierung von mindestens
2 weiteren feuerwehtechnischen
Ausbildungen (z.B. ABC, Funker,
Maschinist, Truppführer, .........

Jährlich zu erfüllende Voraussetzung

- Besuch von mindestens 22
Übungsdiensten der eigenen Einheit nach
Dienstplan. Gewertet werden hier
ausschließlich feuerwehrtechnische Aus-
und Fortbildungen. Nicht hierzu zählen:
Brandsicherheitswachen, Fahrzeug- und
Gerätepflegen, Dienstsport,
K a m e r a d s c h a f t s - a b e n d e ,
Hydrantenkontrollen......
- Besucht ein FM (SB) an einem Tag, an

dem seine Einheit gemäß Dienstplan
Übungsdienst hat einen Lehrgang, so
wird dieser Dienst als anwesend
gewertet.

- Krank wird als anwesend gewertet.

- Teilnahme an 2 Fahrzeug- und



Gerätepflegen gemäß Dienstplan der
eigenen Einheit.

- Besuch von 2 Feuerwehrfest im
Stadtgebiet Hennef

Werden die über die Grundvoraussetzungen
1 und 2 jährlich zu erfüllenden
Voraussetzungen ebenfalls erfüllt, so erhält
der FM (SB) für das Jahr in dem er diese
erfüllt hat rückwirkend (Stichtag 31.12.) eine
Anerkennungsprämie in Höhe von 150,00 €.

Das Konzept tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.



Beschlussvorlage

Amt: Dezernat II TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2012/2681 Anlage Nr.: ______

Datum: 02.04.2012

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Haupt-, Finanz- und
Beschwerdeausschuss

21.05.2012 öffentlich

Tagesordnung

Maßnahmen gegen Rechtsextremismus;
Antrag der SPD-Fraktion vom 08.02.2012

Beschlussvorschlag

Die Stadtverwaltung wird beauftragt, zweimal jährlich Konsultationen mit den Vertretern der
Fraktionen, der Polizei und den zuständigen Dienststellen der Stadtverwaltung (Jugendamt,
Ordnungsamt) mit dem Ziel eines Austausches und Erkenntnissen zum Thema
„Rechtsextremismus und Extremismus im allgemeinen“ durchzuführen.

Sofern Handlungsnotwendigkeiten erkannt und hier finanzielle Mittel benötigt werden sind diese
bei den jeweils sachlich zuständigen Produkten einzustellen.

Begründung

In der Sitzung des Ausschusses für Kultur, Generationen und Soziales am 07.02.2012 ist u.a.
über die Einrichtung eines Arbeitskreises gegen Rechtsextremismus diskutiert worden. Von
den Fraktionen wurden teilweise unterschiedliche Wissens- und Erkenntnisstände zu einer
möglichen „Szene“ in Hennef bekannt gegeben. In der Sitzung hat die Verwaltung den
Vorschlag unterbreitet, dass in einem ersten Schritt zunächst ein Gespräch mit Vertretern der
Polizei und der Stadtverwaltung stattfinden soll, bei dem es perspektivisch darum geht, eine
erste konkrete Sachverhaltsermittlung durchzuführen und eine Gefährdungseinschätzung
vorzunehmen.

Am 08.02.2012 hat dann die SPD-Fraktion beantragt, einen entsprechenden Arbeitskreis
gegen Rechtsextremismus einzurichten.



Am 29.03.2012 hat nunmehr ein erster Erfahrungsaustausch mit verschiedenen Vertretern der
Stadtratsfraktionen und unter Beteiligung der Polizei, des Jugendamtes und des
Ordnungsamtes stattgefunden. In diesem Arbeitskreis wurde sich darauf verständigt, dass
zweimal jährlich Sitzungen dieses Gremiums sinnvoll sind, um sich über aktuelle
Gegebenheiten zum Thema „Rechtsextremismus und Extremismus im allgemeinen“
auszutauschen. Diesen Vorschlag möchte ich nunmehr dem Haupt-, Finanz- und
Beschwerdeausschuss zur Beschlussfassung unterbreiten.

Mittel für einen „Fonds gegen Rechtsextremismus“ sollen - so das Ergebnis des Arbeitskreises
- nicht bereitgestellt werden. Sofern jedoch Handlungsnotwendigkeiten erkennbar werden oder
aber Präventionsprojekte durchgeführt werden sollen, werden die entsprechenden Mittel im
jeweils sachlich zuständigen Produkt des Haushaltsplanes abgebildet.

Klaus Pipke







Beschlussvorlage

Amt: Zentrale Steuerung und Service TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2012/2697 Anlage Nr.: ______

Datum: 23.04.2012

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Haupt-, Finanz- und
Beschwerdeausschuss

21.05.2012 öffentlich

Tagesordnung

Live-Übertragung der Ratssitzungen im Internet;
Antrag der SPD – Fraktion vom 27.02.2012

Beschlussvorschlag

Der Antrag der SPD-Fraktion wird abgelehnt.

Begründung

Die Live-Übertragung einer Ratssitzung erfordert das Vorhalten bzw. das Ausleihen einer
technischen Einrichtung, die in der Meys-Fabrik derzeit nicht vorhanden ist. Die Technik vor Ort
müsste mit der IT der Stadt verknüpft werden. In der Übertragungsphase wäre Personal für die
Gewährleistung des einwandfreien technischen Ablaufs vor Ort und in der Hauptverwaltung
einzusetzen.

Eine angemessene Darstellung des Sitzungsverlaufs sowie der Redebeiträge verlangt eine
entsprechende Professionalität bei der Kameraführung:
Die statische Positionierung einer Webcam mit Überblick über den Ratssaal – was für
„Übertragungen im Internet“ eine nicht unübliche Methode darstellt, kann nicht gewollt sein.
Ebenfalls kann es nicht gewollt sein, das Ratsplenum in einer Art Dauerobservation dem
Zuschauer im Internet darzubieten.

Eine Live-Übertragung würde daher neue Regularien für den Ablauf einer Ratssitzung
erfordern. Der jeweilige Redner müsste ein Rednerpult aufsuchen, um dort in Kenntnis seiner
Beobachtung seinen Wortbeitrag formulieren zu können. Der Bürgermeister als Vorsitzender
wäre im Rahmen der Sitzungsleitung kameratechnisch zu erfassen. Zwischenrufe und



Spontandebatten wären durch geeignete Kameraeinstellungen einzufangen.

Inhaltlich steht die Unmittelbarkeit der Diskussion zur Disposition, wenn der Sitzungsverlauf auf
die technische Realisation abgestimmt werden muss. Die politische Auseinandersetzung auf
der örtlichen Ebene lebt jedoch von dieser Unmittelbarkeit und unterscheidet sich dadurch
maßgeblich von politischen Darstellungen auf Landes- oder Bundesebene.

Schließlich eignet sich die Ratssitzung in aller Regel nicht zur kommunalpolitischen
Anschauung, da Beschlüsse überwiegend in Folge der vorausgegangenen Fachausschüsse
ohne erneute grundlegende Aussprache gefasst werden.

Die Meys-Fabrik ist zentral gelegen und zudem barrierefrei zu erreichen. In einer Abwägung
des Für und Wider ist der insoweit notwendige technische und personelle und damit letztlich
finanzielle Aufwand mit Blick auf das angestrebte Mehr an Öffentlichkeit und Anschauung der
kommunalpolitischen Betätigung für die örtliche Gemeinschaft nicht zu rechtfertigen.

Mitzeichnung:

Name: Paraphe: Name: Paraphe:
Walter, M., �����

����� �����

����� �����

Hennef (Sieg), den 23.04.2012

Klaus Pipke
Bürgermeister





Beschlussvorlage

Amt: Zentrale Steuerung und Service TOP: ______

Vorl.Nr.: V/2012/2712 Anlage Nr.: ______

Datum: 04.05.2012

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Haupt-, Finanz- und
Beschwerdeausschuss

21.05.2012 öffentlich

Tagesordnung

Bürgerantrag des Fördervereins Mutter & Kind Haus Hennef e. V., vom 18.04.2012;
Antrag auf Anerkennung der Einrichtung als "Sozialer Brennpunkt" sowie auf Erhaltung der
Hortplätze

Beschlussvorschlag

Die Behandlung des Bürgerantrages des Fördervereins Mutter & Kind Haus Hennef e. V., Frau
Mersch, vom 18.04.2012, auf Anerkennung der Einrichtung als „Sozialer Brennpunkt“ sowie auf
Erhaltung der Hortplätze, wird zuständigkeitshalber in den Jugendhilfeausschuss verwiesen.

Die Antragstellerin ist entsprechend zu unterrichten.

Begründung

Es liegt ein Bürgerantrag des Fördervereins Mutter & Kind Haus Hennef e. V. vom 18.04.2012,
eingegangen am 19.04.2012, Vertreten durch die Vorsitzende Frau Mersch, auf Anerkennung
der Einrichtung als „Sozialer Brennpunkt“ sowie auf Erhaltung der Hortplätze vor.

Auf Grund der fachlichen Zuständigkeit des Jugendhilfeausschusses soll eine Beratung dort
erfolgen.

Hennef (Sieg), den 04.05.2012

Klaus Pipke















































Anfrage

Amt: Ordnungsverwaltung und Bürgerzentrum TOP: ______

Vorl.Nr.: F/2012/0231 Anlage Nr.: ______

Datum: 02.02.2012

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Haupt-, Finanz- und
Beschwerdeausschuss

21.05.2012 öffentlich

Tagesordnung

Nichtraucherschutzgesetz;
Anfrage der CDU-Fraktion vom 9. Januar 2012

Anfragentext

Der Haupt-, Finanz- und Beschwerdeausschuss nimmt die Ausführungen der Verwaltung zur
Kenntnis.

1. Werden durch das Ordnungsamt Hennef regelmäßige Kontrollen im Hinblick auf das
Nichtraucherschutzgesetz durchgeführt?

 Im Rahmen von Jugendschutzkontrollen und regelmäßigen Streifengängen des
Ordnungsamtes wird auch die Einhaltung des Nichtraucherschutzgesetzes überwacht.

 Größere Aktivitäten werden beispielsweise anlässlich von Weiberfastnacht und anlässlich
des Stadtfestes durchgeführt.

 Im Verlauf des Jahres 2012 kann zudem mit einer Novellierung des Gesetzes gerechnet
werden.

 Auf die beigefügte Pressemitteilung des Ministeriums für Gesundheit, Emanzipation, Pflege
und Alter des Landes Nordrhein-Westfalen wird verwiesen.

2. Wenn ja, wie viel Kontrolle wurden seit Inkrafttreten des Gesetzes durchgeführt?

 siehe zu 1.



3. Sind seit Einführung des Nichtraucherschutzgesetzes NRW (NiSchG NRW) Hinweise auf
Ordnungswidrigkeiten aus der Bevölkerung eingegangen?

 Seit der Einführung des Nichtraucherschutzgesetzes sind 8 Hinweise aus der Bevölkerung
auf Ordnungswidrigkeiten eingegangen. Hierbei handelte es sich um Verstöße in
Gaststätten. Das Ordnungsamt hat die Sachverhalte im Rahmen eines
Anhörungsverfahrens aufgeklärt und zunächst die Betreiber auf die Einhaltung der
Vorschriften des Nichtraucher schutzgesetzes hingewiesen, Folgeverstöße wurden nicht
angezeigt.

 Zudem erreichen das Ordnungsamt regelmäßig Meldungen aus Hennefer Schulen über
Verstöße gegen das Nichtraucherschutzgesetz. Die Erziehungsberechtigten werden
zunächst seitens des Ordnungsamtes über das ordnungswidrige Handeln ihrer Kinder und
über die Bestimmungen des Nichtraucherschutzgesetzes in Kenntnis gesetzt. Bei
nochmaliger Zuwiderhandlung wird ein Bußgeldverfahren angedroht.

4. So Kontrollen durchgeführt wurden, zu welchen Ergebnissen kamen diese?
Wurden Verwarnungen ausgesprochen, Ordnungsgelder verhängt und Nachkontrollen
durchgeführt?

 Aus den o.g. Hennefer Schulen wurden bislang 142 Verstöße gemeldet, 11 Ordnungs-
widrigkeitenverfahren eingeleitet und 7 Bußgeldverfahren durchgeführt.

Hennef (Sieg), den 02.02.2012

Klaus Pipke







Anfrage

Amt: Zentrale Steuerung und Service TOP: ______

Vorl.Nr.: F/2012/0238 Anlage Nr.: ______

Datum: 27.04.2012

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Haupt-, Finanz- und
Beschwerdeausschuss

21.05.2012 öffentlich

Tagesordnung

Teilhabe- und Integrationsgesetz;
Anfrage der SPD - Fraktion vom 27.02.2012

Anfragentext

1.) Wo sieht die Stadtverwaltung Möglichkeiten, von der neuen Gesetzeslage und den zur
Verfügung stehenden finanziellen Mitteln zu profitieren und ihr Angebot auszubauen?

Das Gesetz zur Förderung der gesellschaftlichen Teilhabe und Integration in NRW sieht
eine finanzielle Förderung von Integrationsmaßnahmen des Landes, der freien Träger
sowie der Kreise und kreisfreien Städten vor. Eine weitergehende Förderung ist nicht
vorgesehen, sodass die Stadt Hennef direkt keine Gelder abrufen kann.

2.) Das Gesetz sieht vor, den Anteil an Personen mit Migrationshintergrund im öffentlichen
Dienst zu vergrößern. Gibt es bereits Ansätze, wie dies in Hennef umgesetzt werden kann?

Der Anteil der Personen mit Migrationshintergrund im Sinne des § 4 des Gesetzes zur
Förderung der gesellschaftlichen Teilhabe und Integration in Nordrhein-Westfalen in der
Belegschaft der Stadtverwaltung beläuft sich derzeit auf mindestens 9,4 % (50
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter). Eine exakte Feststellung ist allerdings anhand der für die
Personalverwaltung verfügbaren persönlichen Daten nicht möglich, da die für die
Definitionsvariante in § 4 Abs. 1 Ziffer 3 des Gesetzes maßgeblichen Informationen über
die Eltern der Bediensteten nicht erfasst werden.

Für den Ausbildungsjahrgang 2011 wurde eine Stadtinspektoranwärterin mit
Migrationshintergrund eingestellt. Zum 01.05.2012 wird ein Hochbauingenieur mit
Migrationshintergrund seinen Dienst im Gebäudemanagement aufnehmen.



Die Erfahrungen der Personalstelle belegen eine kontinuierliche Beteiligung des vom
Gesetz betroffenen Personenkreises bei den Stellenausschreibungen der Stadtverwaltung.
Besondere Maßnahmen zur Werbung von Menschen mit Migrationshintergrund sind
insoweit nicht erforderlich.

Hennef (Sieg), den 27.04.2012

Klaus Pipke
Bürgermeister





Anfrage

Amt: Dezernat II TOP: ______

Vorl.Nr.: F/2012/0236 Anlage Nr.: ______

Datum: 26.03.2012

Gremium Sitzung am Öffentlich / nicht öffentlich

Haupt-, Finanz- und
Beschwerdeausschuss

21.05.2012 öffentlich

Tagesordnung

Übernahme von Mietkosten für Vereine durch die Stadt;
Anfrage der Fraktion "Die Unabhängigen" vom 12.03.2012

Anfragentext

Die Anfrage der Fraktion „Die Unabhängigen“ wird wie folgt beantwortet:

Bislang ist es gängige die Praxis in der Stadt Hennef, das für die sogenannten „Dachverbände“
der Hennefer Vereine die für ihre Arbeit benötigten Räume kostenfrei zur Verfügung gestellt
werden. Von dieser Möglichkeit haben bislang der Stadtsportverband und der
Städtepartnerschaftsverein Gebrauch gemacht, die ihr Büro - mit anderen Nutzerinnen und
Nutzern - im Rathaus der Stadt Hennef haben. In gleicher Weise werden auch die Dach-
organisationen für den Kinder- und Jugend- und den Altenhilfebereich bewertet. Daher ist
beiden Organisationen in Aussicht gestellt worden, dass diese die Räumlichkeiten im
Mehrgenerationenhaus mietfrei erhalten. Da die beiden Dachorganisationen jedoch die
Räumlichkeiten im wesentlichen für ihre Zwecke nutzen, sollen die Verbrauchskosten für die
Büros von den Dachorganisationen insoweit getragen werden. Insofern sehe ich in dieser
Verfahrenspraxis auch keine Ungleichbehandlung zu anderen Vereinen in Hennef.

Klaus Pipke
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